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Sehr geehrter Herr Dr. Techert,  

wir bedanken uns für die Möglichkeit zur Stellungnahme zu dem neuen RefE eines 

CSRD-UmsG. Im Hinblick auf den sehr engen Zeitrahmen für die Stellungnahme beschränken 

wir uns auf drei Aspekte: 

2 Richtlinie (EU) 2022/2464 hinsichtlich der Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen in der durch die 
Richtlinie (EU) 2025/794 geänderten Fassung. 

1 Dem AKBR gehören an: Prof. Dr. Joachim Hennrichs (Sprecher), Prof. Dr. Heribert M. Anzinger, Prof. Dr. 
Klaus-Dieter Drüen, Prof. Dr. Jens Ekkenga, Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Peter Hommelhoff, Prof. Dr. Dr. Dres. h.c. mult. 
Klaus Jürgen Hopt, Prof. Dr. Rainer Hüttemann, Prof. Dr. Christian Kersting, Prof. Dr. Detlef Kleindiek, Prof. Dr. 
Carsten Meinert, Prof. Dr. Hanno Merkt, Prof. Dr. André Meyer, Prof. Dr. Sebastian Mock, Prof. Dr. Christine 
Osterloh-Konrad, Prof. Dr. Moritz Pöschke, Prof. Dr. Erik Röder, Prof. Dr. Dr. h.c. Wolfgang Schön, Prof. Dr. 
Joachim Schulze-Osterloh, Prof. Dr. Susanne Tiedchen.  
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1. Prüfung der Nachhaltigkeitsberichterstattung 

Nach dem Entwurf soll die Prüfung der Nachhaltigkeitsberichterstattung weiterhin eine 

Vorbehaltsaufgabe für Wirtschaftsprüfer sein, d.h. andere als Wirtschaftsprüfer sollen diese 

Prüfungen nicht vornehmen dürfen (§ 324e HGB-E i.V.m. § 319 HGB; S. 143 des RefE).  

U.E. ist diese Verengung des Wettbewerbsumfeldes für die Prüfung von 

Nachhaltigkeitsberichten nicht sachgerecht. Es empfiehlt sich vielmehr, nach dem Vorbild 

anderer EU-Mitgliedstaaten3 in Ausübung des Mitgliedstaatenwahlrechts gem. Art. 34 Abs.4 

BilanzRL i.d.F. durch die CSRD neben den Wirtschaftsprüfern auch anderen unabhängigen 

Erbringern von Bestätigungsleistungen solche Prüfungen zu gestatten.   

Die Verengung der Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichten auf Wirtschaftsprüfer bewirkt 

eine Einschränkung des Wettbewerbs auf dem Markt für solche Prüfungsleistungen und 

beschränkt zudem die Auswahlmöglichkeiten der Unternehmen, die solche 

Prüfungsleistungen nachfragen. Ob eine solche Wettbewerbsbeschränkung überhaupt 

rechtlich zulässig ist, wäre genauer zu prüfen4. Jedenfalls ist sie ordnungspolitisch fragwürdig 

und nicht zu empfehlen. Es ist kein überzeugender Sachgrund erkennbar, die Prüfung der 

Nachhaltigkeitsberichte nur Wirtschaftsprüfern vorzubehalten.  

Insbesondere überzeugt der oft vorgebrachte Gedanke nicht, Finanz- und 

Nachhaltigkeitsberichterstattung seien aufs engste aufeinander bezogen, oft werde sogar 

integriert berichtet (Integrated Reporting), weshalb die Prüfung der 

Nachhaltigkeitsberichterstattung sinnvollerweise dem Prüfer der Finanzberichterstattung 

anzuvertrauen sei und eine Prüfung durch andere Prüfer zu erheblichen 

Abstimmungsproblemen führen würde. Zum einen würde es eine gesetzliche Öffnung der 

Prüfungen der Nachhaltigkeitsberichte zugunsten anderer unabhängiger Erbringer von 

Bestätigungsleistungen nicht ausschließen, den Abschlussprüfer auch mit dieser Aufgabe zu 

betrauen. Wer meint, der Abschlussprüfer sei auch für die Prüfung der 

Nachhaltigkeitsberichte der beste Prüfer, kann ihn dafür auswählen (§ 324e Abs. 2 HGB-E). 

4 Ausweislich von Presseberichten kommt ein Rechtsgutachten der Kanzlei Noerr im Auftrag des TÜV-Verbands 
zu dem Ergebnis, dass eine solche Verengung des Marktes gegen Europarecht verstoße (vgl. FAZ v. 15.7.2025: 
Wie Deutschland die CSRD doch noch wuppen will, abrufbar unter 
https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/klima-nachhaltigkeit/csrd-richtlinie-das-sagen-wirtschaftpruefer-und-d
er-pruefverband-tuev-dazu-110590245.html).  

3 Frankreich, Dänemark und Griechenland haben sich für die Zulassung anderer unabhängiger Prüfdienstleister 
entschieden. 
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Darüber könnte jedes zu prüfende Unternehmen frei entscheiden. Die 

Auswahlmöglichkeiten würden nur erweitert, aber nicht verengt.  

Zum anderen ist fraglich, ob der Zusammenhang von Finanz- und 

Nachhaltigkeitsberichterstattung tatsächlich so eng ist, dass nur Wirtschaftsprüfer solche 

Prüfungen sinnvoll leisten können. Bei aller Nähe und auch unter Berücksichtigung der 

vielen Berührungspunkte zwischen Finanz- und Nachhaltigkeitsberichterstattung weist 

letztere doch genügend Besonderheiten auf. Die CSRD und der Referentenentwurf machen 

deshalb selbst deutlich, dass die Prüfung der Nachhaltigkeitsberichterstattung eine 

Zusatzqualifikation erfordert (§§ 13c, 13d, 38 WPO-E). Innerhalb der 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaften sind also ohnehin andere Teams für die jeweiligen 

Prüfungen zuständig. Dadurch entsteht zusätzlicher Abstimmungsbedarf und -aufwand 

selbst dann, wenn beide Prüfungen von derselben Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

durchgeführt werden. Warum der Abstimmungsaufwand signifikant größer sein soll, wenn 

die Prüfung der Nachhaltigkeitsberichte durch einen anderen unabhängigen Erbringer von 

Bestätigungsleistungen durchgeführt wird, ist nicht zu sehen. Jedenfalls könnte die 

Entscheidung den Unternehmen selbst überlassen bleiben, sie bedürfen keiner 

paternalistischen Fürsorge durch eine zwingende gesetzliche Verengung der tauglichen 

Prüfer für Nachhaltigkeitsberichte. 

Dass nur Wirtschaftsprüfer qualitativ hochwertige Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichten 

durchführen könnten und die Verlässlichkeit der Nachhaltigkeitsberichterstattung bei 

Prüfungen durch andere Erbringer von Bestätigungsleistungen gefährdet wäre, ist ebenfalls 

nicht ausgemacht. Mindestens sollte der Gesetzgeber die Entwicklung dazu erst einmal 

abwarten. Dass sich aber überhaupt weitere Wettbewerber auf dem Markt für 

Prüfungsleistungen bei Nachhaltigkeitsberichten etablieren können, erfordert eine 

entsprechende Öffnung und Aufgabe des Wirtschaftsprüfervorbehalts. 

Die im RefE vorgesehene Vorbehaltsaufgabe zugunsten der Wirtschaftsprüfer ist zudem 

ordnungspolitisch fragwürdig, weil die dadurch bewirkte Marktverengung voraussichtlich 

erneut zugunsten der sog. Big 4-Wirtschaftsprüfungsgesellschaften wirken dürfte. Die 

Marktenge auf dem Markt für Prüfungsleistungen (Big 4-Oligopol) wird zu Recht kritisiert. 

Auch der Gesetzgeber sieht hier Reformbedarf, wie zuletzt im Zuge der rechtspolitischen 

Diskussion zur Reform des Abschlussprüfungsrechts auf EU-Ebene und national zum 
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Wirecard-Skandal offenbar geworden ist. Tatsächlich führen aber viele neue Regulierungen 

auf dem Gebiet der Prüfungsleistungen eher zu einer Verfestigung des Big 4-Oligopols als zu 

einer Marktöffnung. Hier sollte der Gesetzgeber gegensteuern und mindestens den Markt 

für Prüfungen von Nachhaltigkeitsberichten öffnen. 

Die Zulassung anderer unabhängiger Erbringer von Bestätigungsleistungen für die Prüfungen 

der Nachhaltigkeitsberichte könnte zudem kleinen und mittelgroßen Prüfungsgesellschaften 

(KMP) zugutekommen. KMP können häufig nicht alle Bereiche mit eigenen Ressourcen 

abdecken. Die Prüfung der ambitionierten neuen europäischen 

Nachhaltigkeitsberichterstattung stellt auch sie vor besondere Herausforderungen. Für die 

Prüfung der Nachhaltigkeitsberichte andere unabhängige Erbringer von 

Bestätigungsleistungen zuzulassen, würde arbeitsteilige Prozesse ermöglichen. Da dieser 

Prüfer andererseits nur die Prüfung der Nachhaltigkeitsberichte verantworten würde, wäre 

eine solche Arbeitsteilung für die KMP nicht mit dem Risiko verbunden, das Prüfungsmandat 

für den finanziellen Teil zu verlieren. Auf diese Weise könnte eine Marktöffnung also auch 

den KMP helfen, sich besser gegenüber den Big 4-Prüfungsgesellschaften zu behaupten.  

Schließlich ist fraglich, ob der Berufsstand der Wirtschaftsprüfer allein überhaupt über 

ausreichende Personalkapazitäten verfügt, um die mit der Prüfung der 

Nachhaltigkeitsberichte und mit der Beratung ihrer Aufstellung verbundenen Anforderungen 

zu erfüllen. Zwar wird der unmittelbare Anwendungsbereich der verpflichtenden 

Nachhaltigkeitsberichterstattung nach der CSRD im Zuge des geplanten Omnibus-Verfahrens 

auf EU-Ebene wahrscheinlich deutlich reduziert werden. Das ist auch grundsätzlich zu 

begrüßen (s. unten 3.). Dennoch bleiben weiterhin zahlreiche Unternehmen unmittelbar 

oder mittelbar betroffen. Zudem werden voraussichtlich viele Unternehmen auch über den 

gesetzlichen Pflichtumfang hinaus freiwillig aussagekräftige Nachhaltigkeitsberichte erstellen 

wollen, die zur Validierung der gegebenen Informationen geprüft werden sollen. Umfang 

und Intensität dieser Informationen lässt der EFRAG-Berichtsstandard VSME ESRS erahnen. 

Die Zahl der betroffenen Unternehmen wird in Deutschland signifikant sein. Die Prüfungen 

dieser Nachhaltigkeitsberichte allein den Wirtschaftsprüfern vorzubehalten, dürfte den 

Berufsstand selbst vor erhebliche Kapazitätsprobleme stellen und jedenfalls den 

Unternehmen die Auswahl geeigneter Prüfer erschweren.  
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2. Sog. Aufstellungslösung 

Kritisch sehen wir außerdem die im RefE weiterhin vorgesehene sog. Aufstellungslösung, 

wonach die Berichte bereits im einheitlichen elektronischen Berichtsformat (European Single 

Electronic Format, ESEF) aufgestellt werden müssen (§ 289g HGB-E und § 315e HGB-E). 

Richtigerweise schafft das gegenüber der Offenlegungslösung (erst Anwendung des 

elektronischen Formats bei der Offenlegung) keinen Mehrwert, aber erheblichen 

Mehraufwand und weitere Probleme. Nach unserer Lesart der CSRD ist die 

Aufstellungslösung europarechtlich nicht gefordert. Selbst wenn man das anders sehen 

wollte, sollte die Bundesregierung auf eine Änderung der CSRD im Zuge des angestoßenen 

Omnibus-Verfahrens auch in diesem Punkt hinwirken, statt die fragwürdige Lesart ins Gesetz 

zu schreiben. 

 

3. Zusammenhang mit dem Omnibus-Verfahren auf EU-Ebene und weiterhin 

bestehender Vereinfachungsbedarf 

Wir möchten die Gelegenheit zur Stellungnahme zur RefE CSRD-UmsG schließlich nochmals 

dafür nutzen, die Bundesregierung nachdrücklich dazu aufzufordern, sich auf europäischer 

Ebene kraftvoll und engagiert für eine spürbare Entlastung der Unternehmen bei der 

Nachhaltigkeitsberichterstattung einzusetzen.  

Die EU setzt weiterhin auf die Entwicklung eigener Berichtsstandards, nämlich der European 

Sustainability Reporting Standards (ESRS). Sie werden von einer Expertengruppe, der 

European Financial Reporting Advisory Group (EFRAG), entworfen. Zwar werden die ESRS 

letztlich in EU-Recht übernommen. Die inhaltliche Gestaltungskompetenz hat der 

Unionsgesetzgeber damit aber weitgehend an die EFRAG verlagert. Das ist 

europaverfassungsrechtlich fragwürdig, denn Nachhaltigkeitsberichtspflichten bewirken 

grundrechtsrelevante Belastungen der Unternehmen. Über deren inhaltliche Ausformung 

sollte der Unionsgesetzgeber - hier wie sonst bei grundrechtsrelevanten Pflichten - selbst 

befinden (Hennrichs/Hommelhoff, in: Hennrichs/Hommelhoff/Merkt, Zur Revision der 

EU-Nachhaltigkeitsregulatorik, ZGR-Sonderheft 28, 2025, S. 341, 360 ff.).  
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Das Outsourcing von Regelungskompetenz an ein (privates) Fachleutegremium birgt zudem 

die Gefahr der technischen Überregulierung. Das wird an dem ersten Satz der ESRS deutlich. 

Dort sind Berichtspflichten über mehr als 1.000 Datenpunkte vorgesehen. Das überspannt 

massiv und auch im internationalen Vergleich betrachtet (dazu anschaulich Maximilian 

Müller, in: Hennrichs/Hommelhoff/Merkt, Zur Revision der EU-Nachhaltigkeitsregulatorik, 

ZGR-Sonderheft 28, 2025, S. 291 ff.) unverhältnismäßig die Berichtsanforderungen. 

An international anerkannten, qualitativ hochwertigen Standards zur 

Nachhaltigkeitsberichterstattung herrscht kein Mangel. Zusätzliche, besondere EU-Standards 

schaffen hier keinen Mehrwert, sondern nur zusätzlichen Abstimmungsbedarf.  

Zudem muss das Zusammenspiel von CSRD und CSDDD besser abgestimmt und sollte die 

Nachhaltigkeitsregulierung vom Regelungsgehalt der CSDDD konzipiert werden. Der sog. 

nudging approach der CSRD (d.h. Unternehmen durch Berichtspflichten zu mehr 

nachhaltigem Handeln anzustoßen) erübrigt sich, soweit nach der CSDDD echte 

Sorgfaltspflichten bestehen. Das macht eine Nachhaltigkeitsberichterstattung zwar nicht 

überflüssig, denn die Aufgabe, die sog. Grüne Transformation der Wirtschaft durch 

Mobilisierung privaten Kapitals zu finanzieren und voranzubringen, stellt sich unverändert. 

Private Investoren fragen aussagekräftige Nachhaltigkeitsberichte nach. Für eine relevante 

Information der oft international tätigen Investoren reichen aber Berichte nach den bereits 

etablierten, international anerkannten Standards für Nachhaltigkeitsberichte aus. Eigene 

EU-Standards wie die ESRS braucht es dafür nicht zusätzlich. Die Überlegung, mit eigenen, 

ambitionierten und fein granularen ESRS, die weit über das bisher Geübte hinausgehen, 

neue internationale "Goldstandards" für die Nachhaltigkeitsberichterstattung zu setzen, hat 

empirisch keine Evidenz für sich.   

Vor diesem Hintergrund kann man sogar grundsätzlich hinterfragen, ob jetzt überhaupt der 

richtige Zeitpunkt für eine deutsche Gesetzesinitiative und eine schnelle Umsetzung der 

CSRD ist. Die erste Welle der Anwender dürfte damit wohl auf die aktuell noch geltenden, 

unverhältnismäßig belastenden ESRS verpflichtet werden, obwohl deren Rückbau 

sachgerecht wäre und im Rahmen des Omnibus-Verfahrens angegangen werden soll. In der 

Sache ist die CSRD-Umsetzung damit ein Lehrstück für die Notwendigkeit, mitgliedstaatliche 

Umsetzungspflichten anzuhalten, wenn, wie hier, auf Unionsebene ein grundsätzlicher 

Anpassungsbedarf erkannt wird. So wie Richtlinien vorwirken können, sollte ihre Revision 
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auch eine Umsetzung suspendieren können. Jedenfalls sollte die Bundesregierung das 

Omnibus-Verfahren kraftvoll in Richtung einer spürbaren Entlastung der Unternehmen zu 

beeinflussen versuchen. 
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